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Berlin autofrei: Verfassungsgericht gibt
grün für große Verkehrswende!

Das Berliner Verfassungsgericht genehmigt das
Volksbegehren &quot;Berlin autofrei&quot; und ermöglicht

eine breite Debatte über Autoverbote.

Berlin, Deutschland - Das Landesverfassungsgericht hat
kürzlich das umstrittene Volksbegehren „Berlin autofrei“ mit
einem klaren 8:1-Urteil genehmigt. Der Gerichtshof wies
rechtliche Bedenken gegen den Gesetzentwurf zurück und
stellte fest, dass dieser nicht gegen Grundrechte verstößt. Die
Initiative „Volksentscheid Berlin autofrei“ plant ein umfassendes
Autoverbot auf fast allen Straßen innerhalb des S-Bahn-Rings,
während private Autofahrten auf maximal zwölf pro Jahr
begrenzt werden sollen, mit Ausnahmen für Polizei, Feuerwehr,
Busse und Lieferverkehr. 

Mit dieser Entscheidung eröffnet sich eine breite Debatte über
das Volksbegehren, das von der Initiative seit seiner Gründung



im Sommer 2021 vorangetrieben wird. Die Initiative sammelte
bereits über 50.000 Unterschriften für die Einleitung des
Verfahrens. Jetzt muss sie innerhalb der nächsten vier Monate
mindestens 170.000 Unterschriften für die nächste Phase des
Volksbegehrens einholen, um die gesetzliche Regelung in die
Wege zu leiten. Ein erfolgreicher Volksentscheid könnte das
Gesetz in Kraft setzen, wenn eine Mehrheit der Wähler und
mindestens ein Viertel aller Wahlberechtigten zustimmt.

Reaktion der Politik

Die Entscheidung des Gerichts bedeutet sowohl Chancen als
auch Herausforderungen für die politischen Akteure in Berlin.
Die CDU, die derzeit die Verkehrssenatorin stellt, könnte aus der
Gerichtsentscheidung Vorteile ziehen, da sie im Wahlkampf
2023 mit einer pro-Auto-Politik punkten konnte. Im Gegensatz
dazu geraten die SPD und die Grünen unter Druck. Die SPD
kritisiert die CDU für ihren übermäßigen Fokus auf den
Autoverkehr, während die Grünen die Forderungen der Initiative
als zu radikal erachten.

Verkehrssenatorin Ute Bonde (CDU) stellte klar, dass sie gegen
das geplante Gesetz ist und beschreibt die möglichen negativen
Folgen als nicht sinnvoll. Auch die Wirtschaft äußert Bedenken:
Alexander Schirp, Hauptgeschäftsführer der
Unternehmensverbände in Berlin und Brandenburg, betont, dass
ein weitgehendes Verbot des Autofahrens in der Innenstadt
einen schweren Schlag für die lokale Wirtschaft darstellen
würde.

Öffentliche Diskussion und mögliche Folgen

Die Richter des Verfassungsgerichts hoben hervor, dass die
Initiative nicht sofortige Veränderungen im Straßenverkehr
herbeiführt, sondern die Möglichkeit für ein mehrstufiges
Verfahren zur Bürgerbeteiligung eröffnet. Damit ist unklar, ob
Berlin schon bald autofrei sein wird, jedoch kann die Diskussion
nun ohne verfassungsrechtliche Bedenken geführt werden. In



Bezug auf mögliche Engpässe im öffentlichen
Personennahverkehr äußerten die Richter ebenfalls Bedenken.

Die Initiative „Berlin autofrei“ wird in ihrer Reaktion auf das
Urteil durch ihre Sprecherin Marie Wagner als erfreulich
wahrgenommen. Sie sieht die Entscheidung als Bestätigung
ihrer Bemühungen um mehr Öffentlichkeit und Mitbestimmung
in der Verkehrspolitik. Während die Stadt nicht verpflichtet ist,
Straßen uneingeschränkt für den Autoverkehr zuzulassen, bleibt
die Diskussion um eine nachhaltigere Verkehrspolitik in Berlin
weiterhin ein brisantes Thema.

Insgesamt zeigt die Genehmigung des Volksbegehrens, dass das
gesellschaftliche Interesse an alternativen Verkehrskonzepten
und die damit verbundenen Herausforderungen in Berlin wächst.
Die nächsten Monate werden aufschlussreich sein, wenn die
Diskussion an Fahrt gewinnt und das Schicksal der Initiative in
den Händen der Berliner Bevölkerung liegt.

Weitere Details zur Rechtslage und den politischen Reaktionen
sind zum Beispiel bei rbb24, Spiegel und Tagesspiegel zu
finden.
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